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gemacht werden. 


Vom rechten Gehorſam gegen die Obrigkeit. 
Es giebt kein Buch in der Welt, dem die Menſchen 

b großes Heil zu verdanken hätten, als die Schriften 
es alten und beſonders des neuen Teſtaments. Aus 
ihnen haben Alle, Hoch und Niedrig, Gelehrte und Un⸗ 
gelehrte, viel mebr als aus irgend einem andern Buche 
ſeternt. daß es kein höheres Gut giebt als gut fein und 
utes thun, als die Wahrheit erkennen und bekennen, 
als Gott über Alles lieben und den Nächſten wie uns 
elbſt. Wären die Lehren der Bibel niemals zu unſern 
oreltern gekommen, ſo möchten wir wohl heute in einer 
ebenſo ſchlimmen Barbarei leben, wie manches rohe oder 
entartete oder verderbte Volk, von denen uns Reiſe⸗ 
beſchreibungen und Geſchichtsbücher erzählen. Darum 
nennen wir dieſes Buch die heilige Schrift. Aber 
wie das nützlichſte unter den Metallen, nämlich das 
Eiſen, auch zu den ſchlechteſten Zwecken, zu Mord und 
Verheerung, gemißbraucht wird, ſo hat die Verkehrtheit 
der Menſchen gerade das ſegensreichſte unter den Büchern 
als ein Werkzeug des allerſchlimmſten Unſegens zu miß⸗ 
brauchen geſucht. Thörichte oder böſe Menſchen ee 
ſich nicht geſcheut, ihre eigenen Irrthümer oder Lügen 
mit den Worten der ewigen Wahrbeit zu beſchönigen. 
Sie haben die heilige Lehre, die die Menſchen freimachen 
foll von fremder Ungerechtigkeit und von der eigenen 
Sünde, in eine Feſſel der ſchnädeſten Knechtſchaft zu 
verwandeln ſich bemuht. Wir könnten unzäblige Bei⸗ 
ſpiele davon auf allen Gebieten des menſchlichen Lebens 
und Denkens anführen; aber an dieſer Stelle wollen wir 
nur ganz kurz an den Mißbrauch erinnern, den man 
von Worten der heiligen Schrift gemacht hat, um bür⸗ 
gerliche und politiſche Freiheit als ein ſchweres Unrecht 
und gar als eine Sünde gegen Gott jelbft darzuitellen. 
a hat man, wie noch neulich die 59 Paſtoren, ſich 

auf das vierte Gebot berufen. Man hat geſagt, daß 


das Gebot „Du ſollſt Vater und Mutter ehren“ ſich a 

auf den König und die Obrigkeit bezä 5 Nel (ch 
allerdings die Schrift ebenſo gut, wie die geſunde Ver⸗ 
nunft, daß wir den König und die Obrigkeit ehren 
ſollen nach ihrem Verdienſt, aber in dem vierten Gebote 
jelbft ſteht doch davon keine Silbe. Doch könnten wir 
und dieſe Auslegung, die ja auch im Katechismus ſteht, 
ſchon gefallen laſſen; auch geben wir zu, daß das Wort 
zehren“ hier zugleich fo viel heißt wie „gehorchen.“ 
Aber die, welche immer nur den Mächtigen ſchmeicheln, 
wollen auch aus der Schrift beweiſen, daß wir die 
Obrigkeit anders ehren und ihr anders gehorchen 
ſollen, als es vernünftigen, geſitteten und freien Menſchen 
geziemt. Sie legen damit natürlich in die Schrift 55 
Gegentheil von dem hinein, was wirklich darin ſteht. 
In der Schrift ſteht, „wir ſollen Gott mehr gehorchen 
als den Menſchen“; fie aber jagen, wir follen der 
Obrigkeit genau ebenſo gehorchen, wie Gott. Ja, ſie 
verlangen im Grunde noch mehr. Sie verlangen, daß 
wir denen, die den Namen der Obrigkeit tragen, nicht 
ſehenden Auges, ſondern blindlings gehorchen, wie 
das Rind ſeinem Treiber und der Sklave ſeinem Herrn. 
Wir ſollen bei den Geboten der Obrigkeit niemals dar⸗ 
nach fragen, ob ſie auch ah und ob fie etwas Anderes 
gebietet, als was ſie zu gebieten das Recht hat, und 
dem zu 1 wir in unſerem Gewiſſen ver⸗ 
pflichtet ſind. Wir ſollen den Geboten der Obrigkeit 
ne blos fo weit gehorchen, als fie eben geſetzliche 
und vernünftige Gebote ſind, ſondern wir ſollen Alles 
thun, was ſie irgend haben will. Und ſolche argen 
Dinge ſollen gar in der heiligen Schrift ſtehen. Sie 
[ngen nämlich: „Es ſteht in der Schrift, daß alle 
Obrigkeit von Gott iſt, und weil ſie von Gott iſt, ſo 
müſſen wir ihre Gebote eben ſo betrachten, als wenn 
fie von Gott ſelbſt kämen. Sündigt die Obrigkeit, fo 


hat fie es, nach der Behauptung dieſer Augendiener, 
nur vor Gott zu verantworten, aber nicht vor uns.“ 

Wahrlich, die ſchlimmſten Feinde des Evangeliums 
könnten ſeine Worte und beſonders die Worte im 13. 
Kapitel des Römerbriefes nicht ärger verdrehen, als dieſe 
Leute es thun. Wir werden das auf der Stelle ſehen. 

Zuerſt jagt der Apoftel Paulus: „Jedermann ſei 
unterthan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat.“ Das 
bedeutet doch nur ganz einfach, daß eben jede Obrigkeit 
Gewalt über uns hat, aber nicht, daß Jeder, der gerade 
dieſe oder jene Art von Gewalt über uns befitt, darum 
auch unſere Obrigkeit iſt. j 

Aurky yefßz. K Innfeedis: Sem ev "ie cente Vorafeeti, 
ohne von Gott;“ und weiter: „die Gewaltigen (d. h. 
die Gewaltigen, denen wir als unſere Obrigkeit zu ge⸗ 
horchen haben) ſind nicht den guten Werken zu fürch⸗ 
ten, ſondern den Böſen.“ Aus dieſen Worten iſt klar 
zu erkennen, daß kein Menſch ſchon darum Obrigkeit iſt, 
weil er ſich ſo nennt, oder weil er von vielen Menſchen 
ſo genannt wird. Denn Obrigkeit iſt er nur dann und 
ſo weit, als ſeine Gewalt wirklich von Gott kommt; 
und daß ſie von Gott kommt, kann er mit nichts An⸗ 
derem beweiſen, als daß ſeine Gebote und Anordnungen 
u „guten Werken“ dienen und nicht zu „böſen!“ 

Ber ſeine Gewalt nicht gebraucht, um Recht zu üben 
und das Unrecht zu ſtrafen, der iſt keine Obrigkeit; und 
wer ſeine Gewalt mißbraucht, um die Geſetze und die 
Verfaſſung des Landes zu verletzen und zu zertreten, au⸗ 
ſtatt ſie zu ſchützen und aufrecht zu erhalten, der iſt das 
gerade Gegentheil von der Obrigkeit; der iſt nicht ein 
Beſchützer, ſondern ein Unterdrücker der Guten; der iſt 
nicht ein Freund, ſondern ein Feind des Volkes; er iſt 
nicht Obrigkeit im Lande, ſondern Tyrann. So 
legen nicht blos wir nach unſerem Verſtande die Stelle 
der Schrift aus, ſondern jo iſt fie von jeher ausgelegt 
worden, Sowohl in der latholiſchen, wie in der proteſtan⸗ 
tiſchen Kirche. In dieſer Auslegung ſtimmen die Re⸗ 
formatoren mit den Päpſten und insbeſondere mit Papſt 
Gregor VII. auf das Vollſtändigſte überein. Die 
falſche Auslegung, die wir jetzt alle Tage hören müſ⸗ 
ſen, rührt aber durchaus nicht von der chriſtlichen Kirche 
ſelbſt her, ſondern von der Verblendung oder der Thor⸗ 
heit etlicher Leute, die zwar im geiſtlichen Kleide einher⸗ 
gehen, die aber lieber den Menſchen als Gott gehorchen 
wollen, und die vor den Mächtigen dieſer Erde die Knie 
beugen, wie die Heiden vor ihren Götzen. 

Die heilige Schrift lehrt den rechten Gehorſam 
gegen die Obrigkeit und nicht den falſchen. Ihre Leh⸗ 
ren ſind die Beſtätigung deſſen, was Gott jedem redlich 
nachdenkenden Mann ſchon durch ſeine Vernunft und 
ſein Gewiſſen offenbart. 

Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die Regierung hat ſich doch entſchloſſen, eine 
Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben 
für das Jahr 1865 zu veröffentlichen. Der Erlaß des 
Königs über dieſe Angelegenheit lautet: 

Da es nicht gelungen iſt, ein Geſetz über den Staats⸗ 
haushalt des Jahres 1865 mit dem Landtage zu vereinbaren, 


jo beſtimme Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 
4. Juli c., daß die hierbei zurückerfolgende Nachweiſung der 
für das laufende Jahr zu erwartenden Staats Einnahmen 
und der zu leiſtenden Ausgaben als Richtſchnur für die Ver⸗ 
waltung dienen ſoll. Zugleich will Ich dem Maritte-Minifter 
hierdurch eine Summe bis zu 500,000 Thlr. zur Beſchaffung 
von ſchweren Gußſtahlgeſchützen für die Flotte zur Verfügung 
ſtellen, über deren Verwendung reſp. Verrechnung Mir von 
dem Marine⸗ und dem Finanzminifter am Schluſſe dieſes 
Jahres Bericht zu erſtatten iſt. 

Dieſen Erlaß nebſt Anlage und den vorliegenden Bericht 
hat das Staatsminiſterium durch den Staats Anzeiger zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Karlsbad, den. .. Juli. 18K. 


Wilhelm. 
v. Bismarck. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Graf. v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. 


v. Selchow. 

An das Staatsminiſterium. 

An dieſen Erlaß ſchließen ſich die Verwaltungsnormen 
und die „Nachweiſung der im Jahre 1865 zu erwartenden 
Staatseinnahmen und zu leiſtenden Staatsausgaben“ an. 
In einem ausführlichen Bericht an den König verſucht 
das Miniſterium die Unausführbarkeit des vom Abgeord⸗ 
netenhauſe abgeſchloſſenen Budgets nachzuweiſen. Das 
Miniſterium erklärt ſich zunächſt aus den ſchon durch die 
Etats berathung bekannten Gründen gegen die vom Abgeord⸗ 
netenhauſe beſchloſſenen Zu⸗ reſp. Abſetzungen bei den Ein⸗ 
nahmen. Bei den zu leiſtenden Ausgaben erkennt es die Er⸗ 
wägung als leitend an, „ob und in wie weit die Leiſtung der 
Ausgaben zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtung des Staates 
zur Erhaltung der bestehenden Staats - Einrichtungen, zur 
ordnungsmäßigen Fortführung der Verwaltung und zur För⸗ 
derung der Landeswohlfahrt erforderlich“ ſeien. Von dieſen 
Geſichtspunkten ausgehend, will das Miniſterium noch einmal 
die vom Abgeordnetenhauſe geſtrichenen Ausgaben geprüft 
haben und iſt zu folgenden Schlüſſen gelangt: Das Abgeord⸗ 
netenhaus hat vom Ordinarium des Etats 7,760,281 Thlr. 
abgelehnt. Davon beſtehen aus 378,026 Thlrn. in Betriebs⸗ 
ausgaben und 7,382,255 Thlr. in Stantsverwaltungsaus- 
gaben. Das Miniſterium ſpricht ſich für Nichtberück⸗ 
ſichtigung der vom Abgeordnetenhauſe beſchlof— 
ſenen Abſetzung der auf die Bergwerke und Hütten 
fallenden Betriebsausgaben von 373,026 Thalern 
aus. Dagegen ſollen die von den ſächlichen Verwal⸗ 
tungsausgaben der Oberbergämter abgeſetzten 5000 Thaler 
durch Beſchränkung der Ausgaben erſpart werden. Was 
die bei den Staatsverwaltungs⸗Ausgaben abgeſetzten Beträge 
von 7,382,255 Thlr. betrifft, fo führt das Miniſterium 
die Nothwendigkeit folgender vom Ageordneten⸗ 
hauſe abgelehnten Ausgaben aus: a. 0,8922725 Thlr. 
für die Armee⸗Reorganiſation, b. 66,000 Thlr. von 
geheimen Fonds für politiſche und höhere Yolizei- 
liche Zwecke, c. 300,000 Thlr. zu unvorhergeſehenen Aus⸗ 
gaben (General⸗Ertraordinarium der Generalſtaatskaſſe), d. 
6558 Thlr. zu Beſoldungen für 4 Brigadiers der Land⸗ 
Gendarmerie. Aus einer ebenfalls abgelehnten Summe von 
116,972 Thlr. will das Miniſterium 54,867 Thlr. 
(größtentheils neue Beſoldungen und Beſol⸗ 
dungserhöhungen) für das laufende Jahr zurückſtel⸗ 
len. Von den abgelehnten Ausgaben des Extraordinarii 
hält das Miniſterium die für die Vollendung der Gerichts⸗ 
und Gefängnißgebäude beftimmten Summen für unentbehr⸗ 
lich. Ferner 9000 Thlr. die zum Wiederaufbau des Fourage⸗ 
Magazins in Düſſeldorf, 7000 Thlr. die zur erſten Einklei⸗ 


Graf zu Eulenburg. 


d jerſchulen in Potsdam und Jülich 
Fe 1 rc e, und 25,493 Thlr. die als 
erſte Re e. dum Ban einer Kaſerne in Saarlouis efordert 


gegen will das Miniſterium für dieſes Jahr die 
apt badete 30,000 Thlr. für den Bau einer Ka⸗ 
vallepte-Senfeete in Königsberg und 25,000 Thlr. für den 
Bau eines Garniſon⸗Lazäreths in Jülich zurückſtellen, vor⸗ 
behaltlich der Aufnahme in den neuen Etat. Die vom Kö⸗ 
nige genehmigte Nachweiſung ergiebt an Geſammt⸗Ein⸗ 
nahmen die Summe von 150,714,031 Thlr. und eine 
Geſammtausgabe von 150,599,164 Thlr. (142,475,150 
Thlr. an fortdauernden, 8,124,022 Thlr. an einmaligen Aus⸗ 
gaben). Es verbleibt demnach ein Ueberſchuß von 
114 807 Thlr. (Das Budget, wie es aus den 87 5 
des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen, zeigte einen Ueber⸗ 
ſchuß von etwa 7½ Millionen Thalern.) as Miniſte⸗ 
rium erklärt ferner in dem Berichte die Genehmi⸗ 
ung des Königs zu der vom Abgeordnetenhauſe 
beſchloſſenen Erhöhung des Marine⸗Etats um 
1,100,000 Thlr. 1 90 erbitten zu können, da der Etat 
bei weitem nicht die Mittel zur Deckung bietet und die Ini ⸗ 
tiative bei Geldbewilligung allein der Staatsregierung vorbe⸗ 
halten bleiben müſſe. Dagegen hält es die Beſchaffung einer 
Panzerfregatte für wwerlißſch und will die vorläufigen Mittel 
dazu durch Beſchränkung des Baues hölzerner chiffe, für 
welche im Etat 750,000 Thlr. 7 t. waren, disponibel 
ſtellen. Endlich erbittet es in Räckſicht auf die von 
Preußen in den Ae Sinne von 500000 Tit. ar 
menden Intereſſen die Summe von 500,000 Thlr. zur 
Beſchaffung von Gußſtahlgeſchützen für die Flotte. 
Es ſcheint alſo, wenn wir dieſen Erlaß richtig deuten, 
feſtzuſtehen, daß die Regierung nicht noch einmal in dieſem 
Pa 1 . will, 5 ae 2 15 
en. Einberufung der Kammer ein? etgeſetz, wie es Ar ⸗ 
titel 99 der Berſaſfong fordert zu Stande 795505 werden 
kann. 5 

Die Angelegenheit des Abgeordnetenfeſtes zu Köln 
nimmt noch immer vorwiegend das Intereſſe in Anſpruch. 
Auf die Entgegnung des Feſt⸗Komités auf das Verbot des 
Feſtes hat der Poligei-Präfident zu Köln durch folgendes 
Schreiben geantwortet: 

„Auf die Vorſtellung vom 11. d. M. erwidere ich 
Ihnen, daß es bei meiner darin gedachten Verfügun 
vom nämlichen Tage ſein Bewenden behalten muß, un 
daß Verſuchen, dagegen zu handeln, verhindernd entge⸗ 
gen getreten werden wird, 

Köln, den 13. Juli 1865. 

Der Königliche Polizei⸗Präſident.“ 

Das Komité hat ih mit einer ausführlichen Beſchwerde 
an das Miniſterium gewandt. Wir laſſen aus derſelben das 
Weſentliche folgen: Das beabſichtigte Feſt gehört nicht unter 

ie Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden ſollen; es unterliegt daher nicht 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. März 1850, wel⸗ 
ches (5 4) ſolche Verſammlungen zur Vorausſetzung hat. 
Das Königl. Polizei⸗Präſidium Yet ſich auf Zeitungsnach⸗ 
richten, um das Feſt als ein ſolches aufzufaſſen, deſſen Ab⸗ 
ee an die Duldung der Ortspolizei⸗Behörde, reſp. der 

önigl. a kung ebunden wäre. Das Königl. 
Poltzei⸗Präſidium ſcheint dabei die 88 des Geſetzes vom 11. 
März 1850 im Sinne zu haben, welche die Fälle bezeichnen, 
in denen es der W 8 ſchriftlichen Genehmigung be⸗ 
darf. Das Komite hat bisher noch keine öffentliche Ankün⸗ 
a da ergehen laſſen. Hätte das Königl. Polizei⸗Präſidium 
ſich daher bei einem der Unterzeichneten über den Zweck und 


ich uber des Feſtes informiren wollen, jo würde daſſelbe 
ſich überzeugt haben, daß wir Nichts beabſichtigen, wozu die 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde nach den Beſtimmungen 
des e Geſetzes erforderlich iſt. Es mag ſein, daß 
dieſes Unternehmen einer gewiſſen Richtung, welche auf die 
en des Anſehens der Volksvertreter hinarbeitet, 
mißliebig er cheint. Aber wir verletzen dadurch kein Geſetz 
und glauben vielmehr eine Bürgerpflicht zu üben, indem wir 
die Vertreter des Volkes, welche mit unermüdlicher Ausdauer 
ihre Zeit und Kraft dem Wohle des Vaterlandes in langer 
Seſſion opferten, zu einem Feſtmahle auf dem Gürzenichſaale 
und in einer Rheinfahrt einladen, um ihnen die Ehre und 
Anerkennung ui die fie in fo reichlichem Maße ver- 
dient haben. Wir ftügen uns bei der Ausübung dieſer Pflicht 
auf das ſtaatsbürgerliche Recht, welches jedem Prenhen durch 
Br Verfaſſungsurkunde gewährleiſtet iſt. Art. 29 derſelben 
autet: 

„Alle Preußen ſind berechtigt, ſich ohne vorgängige 
obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Wafer ins 
ſchloſſenen Räumen zu verſammeln.“ 

Auf dieſe Beſchwerde iſt noch keine Antwort erfolgt, do 
fährt das Feſtkomits ruhig in feinen Anordnungen fort, un 
eigt dadurch, daß man entſchloſſen ift, das Feſt, zu dem ſich 
ſchr viele Theilnehmer gemeldet haben, ganz in der beabſich⸗ 
tigten Weiſe Ba feiern. Ein Verſuch des Oberbürgermeiſterg 
von Köln, I achem, das Feſt dadurch zu verhindern, da 
er dem Komite den nn Gürzenich⸗Saal entzog, mi 
auch Aa wenigſtens melden die neueſten Nachrichten 
aus Köln, daß die Arbeiten für die Ausſchmückung des San- 
les ungehindert ihren Fortgang nehmen. 

Inzwiſchen hat nach den neueſten Nachrichten der Poltzei⸗ 


präſident das Feſtkomité für einen politiſchen Ver⸗ 


ein erklärt und denſelben vorläufig aufgelöſt. Mit 
all dieſen e zur Verhinderung des Feſtes ſtimmt 
ſehr ſchlecht das Beſtreben der Organe der feudalen Partei, 
das Feſt ſelbſt als etwas ganz unbedeutendes, als ein neues 
ar der Ohnmacht der liberalen Partei hinzuſtellen. 
„Naſſau. Die Wahlen zum Landtag find trotz der Bes 
mühungen der klerikalen und der Regierungspartei zu Gun⸗ 
ſten der Liberalen ausgefallen. Von 24 Abgeordneten gehö⸗ 
ren 20 der liberalen Partei an, nur 4 Abgeordnete en 
zu den Klerikalen. Von den eigentlichen Kandidaten der Re⸗ 
gierung iſt kein einziger gewählt. Es kann nicht fehlen, daß 
man in Folge deſſen mit greßer Spannung den Maßnahmen 
der Regierung entgegen ſieht, und daß allerhand Gerüchte 
in dieſer Beziehung auftauchen. So beingt man eine Reiſe 
des Regierungs⸗Direktors Werren nach Wien mit der ale 


ſicht in Verbindung, ſich für den Foll eines Konfliktes des 


Schutzes der öſterreichiſchen Rezierung zu verſichern. 
„Oeſterreich. Das neue Ministerin iſt noch immer nicht 
gebildet, trotzdem die Entlaſſung des Herrn von Schmerling 
durch ſeine Ernennung zum Präſidenten des oberſten Gerichts⸗ 
hofes jetzt eine nicht mehr zu verheimlichende Thatſache ge- 
worden iſt. Man iſt ſehr neugierig, wie bie Regierung die 
Befriedigung der Forderungen der Ungarn mit dem Februar⸗ 
patent in Bus bringen will, oder wie fie, falls dieſes 
nicht mehr maßgebend ſein ſoll, fi Geld zu verſchaffen ge- 
denkt, um den drohenden Staatsbankerott zu vermeiden. 
England. Die Wahlen zum Parlament find fo ziemlich 
beendet; bis jetzt hut die liberale Partei 17 Stimmen ge⸗ 
wonnen. Von ganz beſonderer Bedeutung ſind diesmal die 
Wahlen in London. Dort wurden drei Schriftſteller ge⸗ 
wählt, die Herren J. Stuart Mill, Hughes und Torrieng, 
alle drei Anhänger der radikalen Reform. Sehen wir aber 
auch ganz ab von der politiſchen Richtung der drei neuen 


Parlamentsmitglieder, ſo giebt doch ihre Wahl ein Zeugniß, 
daß auch in London nicht allein das Geld ſondern ante ha 
Talent nach ſeiner Bedeutung geſchätzt wird. 

Amerika. Von den Angeklagten aus dem Prozeß wegen 
der Ermordung des Präſidenten Lincoln ſind die zum Tode 
Verurtheilten: Payne, Harrold, Atzerott und Frau 
Surrat am 7. d. M. hingerichtet worden. Von vielen 
Seiten hört man jetzt Vorw tfe gegen den Präſidenten John⸗ 
fon, daß er die Südstaaten nicht als erobertes Land be» 
ehe. ſondern einfach die alte Ordnung wieder einzuführen 
ſuche. Sehen wir aber näher nach, von wem ſolche Anklagen 
ausgehen, jo find es die Freunde der Südſtaaten, und ihr 
Beweggrund iſt ein 1 0 einfacher. Würden die Südſtaaten 
als erobertes Land behandelt, ſo hätten die Rebellen ein 
Recht, als Kriegsgefangene betrachtet zu werden, jetzt ſind ſie 
aber nur Rebellen, und ihre Rädelsführer werden als ſolche 
die Strafe erleiden. 


Oeſterreich und Preußen. 

Das „herzliche Bündniß“ zwiſchen den beiden deutſchen 
Großſtaaten haf nicht lange angehalten, es iſt zerſchmolzen 
vor der Juliſonne wie der Märzſchnee. Die Berliner und 
Wiener Offiziöſen, welche noch vor Kurzem nicht genug 
Liebes und Gutes von einander zu ſagen wußten, ſie müſſen 
eut in der allerſchärfſten Weile gegen einander auftreten. 

as iſt eigentlich an ſich nichts Wunderbares, denn wir 
haben nie viel von dieſem Bündniß gehalten, wir haben ſtets 
ein Bar Ende erwartet. Oeſterreichs Intereſſen und 
Preußens Intereſſen ſind einander zu entgegengeſetzt, als daß 
beide Staaten längere Zeit hindurch einen gemeinſamen Weg 
verfolgen könnten. Immerhin aber verdient die augenblickliche 
Lage, daß man ihr die volle Aufmerkſamkeit ſchenke, denn 
die als Plänkler ausgeſchickten Offiziöſen drohen einander nicht 
nur mit den Fäuſten, ſondern von Wien aus, wo man verſtän⸗ 
digerweiſe einſieht, daß der nicht zu verheimlichende Geldmangel 
jedes Drohen mit einem Angriffe doch wohl etwas ſeltſam 
illuſtriren würde, droht man mit einem ne Kriege, 
gleichſam als ob man in Wien nur das Loſungswort aus⸗ 
ufprechen brauchte, damit ſich alle Großmächte auf Preußen 
ſtürzen, um dieſen Staat zum Vortheil Oeſterreichs von der 

rde zu vertilgen. Um dies zu erreichen, wirft man natür⸗ 
lich Preußen alles Mögliche in die Schuhe, und thut dabei, 
als ob man ſich gar nicht vor dem ehemaligen Vaſallen des 
Hauſes Habsburg fürchte. „Zuerſt“, ſo ſchreibt ein Wiener 
Offiziöſer, „Verſuche zur Verleitung der deutſchen Bundes⸗ 
fa en Oeſterreichs zur Anerkennung Italiens, dann 


alſche Kongreßdenunziationen, und ſchließlich Lafet⸗ 
engeraffel in dem ſchleſiſchen Feſtungen. Aus dieſem 
hat ſich das Preſſions⸗ und Einſchüchterungsprogramm rekrutirt, 
das man in Berlin entwerfen zu 5 glaubte, um mit 
Oeſterreich in der Herzogthümerfrage auf einen grünen Zweig 
zu kommen. Das fragliche Programm iſt durchgeführt, aber 
der grüne Zweig iſt nicht gefunden, weil Oesterreich eine 
Macht von viel zu zäher Natur und deshalb allzu ſtoiſcher 
Ruhe iſt, um ſich von derlei diplomatiſchen Theaterblitzen 
imponiren und zaghaft machen zu laſſen. Die Sendung von 
Armatur und Munition nach den ſchleſiſchen 1 man 
möge fie in Preußen ſelbſt als was immer für Anzeichen 
auslegen, wird, dies können wir verſichern, die angeordnete 
und bereits in Ausführung begriffene Reduzirung der öſter⸗ 
reichiſchen Armee weder rückgängig machen noch auch einen 
Moment aufhalten. Damit haben wir am Treffendſten den 
Eindruck charakteriſirt, den die neueſten Schreckensnachrichten 


aus den ſchleſiſchen Feſtungen hier hinterlaſſen haben. Damit 
aber, daß nicht von lr aus ſofort der Befehl zur Armirung 
der böhmischen Feſtungen Jofephſtadt und Thereſienſtadt er⸗ 
theilt worden ift, und auch für's Erſte weiter nicht ertheilt 
werden dürfte, bleibt die ang be eng in der Herzog⸗ 
thümerfrage (d. h. Abweiſung der“ preußiſchen Forderungen 
vom 27. Februar) doch unverrückt.“ 

Von den drei gemachten Vorwürfen iſt wohl der wegen 
Italiens am eafistem gemeint, es hat der Verſuch, ſämmt⸗ 
liche deutſche Staaten zur Anerkennung Italiens zu bewegen, 
in Wien ſehr empfindlich verletzt, und zwar um ſo mehr, 
als man keinen vernünftigen Grund dagegen anführen kann. 
Was die von Wien aus verbreitete Nachricht anbelangt, daß 
die Kongreßgerüchte von e Seite verbreitet würden, 
fo glaubt man wohl dort ſelbſt kaum daran. Der ſchließlich 
erwähnte dritte Punkt, die Ausrüſtung der ſchleſiſchen Feſtun⸗ 

en war zuerſt von den Berliner Offtziöſen als eine ganz 
ae Maßregel hingeſtellt, bis ſie plötzlich Ordre be⸗ 

men, der Sache eine große politiſche Bedeutung beizulegen, 
als ob die neuen Kanonen ſchon geladen wären. 

Verhält ſich nun Oeſterreich wirklich alle dem gegenüber 
0 gleichgültig und ei v, wie es in obiger Korreſpondenz 

eißt, oder iſt der Geldmangel wirklich ſo groß, daß man 
trotz drohender Kriegsgefahr die Truppen entlaflen muß Ang. 
die Feſtungen nicht armiren kann? n iſt man ge⸗ 
gen die Gefahr nicht, aber ſelbſt thun kann man offenbar 
auch nichts dagegen, und deshalb ſieht man ſich nach Bun⸗ 


theilt hat, als fie von vornherein ſich 
We 11150 das Bündniß zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
ausgeſprochen hat 
als ein Meiſterſtück der Klugheit auspoſaunt wurde. 


ften. = 
erm B. in K. Hier ift das Exemplar regelmäßig auf- 
gegeben worden. EL 
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